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Online-Veröffentlichung von Vereins- bzw. Verbandssanktionen
Nahezu alle Mitgliedsvereine und -verbände des LSB präsentieren sich heutzutage auf ihrer eigenen Homepage im Internet. Im Rahmen dieser Internetauftritte werden vor allem erfreuliche Resultate der letzten Vereinsmeisterschaften oder Kreismeisterschaften verkündet, Bilder eines gelungenen Vereinsfestes bereitgestellt oder einfach nur die 1. Damen-Hockey-Mannschaft vorgestellt. Diese Veröffentlichungen sind den dort erwähnten Personen höchstwahrscheinlich genehm. 
Wenn allerdings Verbands- oder Vereinssanktionen gegen einzelne Mitglieder verhängt werden und dies im Internet auf der Vereins-/Verbandsseite bekannt gegeben wird, sind die betroffenen Personen sicherlich weniger erfreut. Es stellt sich die Frage, welche rechtlichen Voraussetzungen hinsichtlich dieser Veröffentlichungen einzuhalten sind, damit das berechtigte Interesse des Verbandes/Vereines an der Veröffentlichung mit dem Anspruch des Betroffenen auf Wahrung seines grundrechtlich geschützten Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung in Einklang gebracht werden kann.
Bislang ist noch nicht endgültig geklärt, wie dieses Problemfeld rechtsicher zu handhaben ist. Die entscheidende Problematik liegt darin, dass die Sportler, gegen die die verhängten, und alsbald darauf veröffentlichten Sanktionen durchgeführt werden, durch eine etwaige öffentliche Stigmatisierung oder durch eine mit der Veröffentlichung verbundene Prangerwirkung eine starke Beeinträchtigung Ihres Persönlichkeitsrechts zu erdulden hätten. In den jüngsten Entscheidungen des OLG Karlsruhe
 sowie des LG Hamburg
 wurde ein Persönlichkeitsschaden infolge der Online-Veröffentlichung einer Verbandsstrafe verneint. Zwar stelle die Veröffentlichung einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar, dieser sei jedoch nicht rechtswidrig, da eine solche Vorgehensweise von den Verbandsstatuten gedeckt sei und der Betroffene durch seinen freiwilligen Verbandsbeitritt wirksam in die Beschränkung seiner Rechte eingewilligt habe. 
Diese Rechtsprechung hat bei Juristen und Datenschutzexperten Bedenken hervorgerufen. Der Düsseldorfer Kreis, eine Arbeitsgemeinschaft der Datenschutzaufsichtsbehörden aller Bundesländer im nicht-öffentlichen Bereich, geht davon aus, dass die uneingeschränkt zugängliche Veröffentlichung von sportgerichtlichen Entscheidungen im Internet sowie die Veröffentlichung von personenbezogenen Sperrlisten aufgrund eines nicht gerechtfertigten Eingriffes in das allgemeine Persönlichkeitsrecht unzulässig sei. 
Die Online-Veröffentlichung von Verbandssanktionen bewegt sich im Spannungsfeld der Meinungsfreiheit der Vereine/Verbände und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Sanktionierten. Wenn verschiedene Grundrechte miteinander kollidieren, ist in ständiger Rechtsprechung des BGH eine Abwägung der tangierten Güter und Interessen vorzunehmen, um einen gerechten Ausgleich zu schaffen. Maßgeblich sind hierbei Verhältnismäßigkeitserwägungen. 
Vorliegend muss beachtet werden, dass es sich im Rahmen der Meinungsäußerung seitens der Vereine/Verbände um wahre Tatsachenbehauptungen handelt, wenn verhängte und rechtskräftige Sanktionen publik gemacht werden. Das Bundesverfassungsgericht gibt wahren Tatsachenbehauptungen im Rahmen der Meinungsfreiheit regelmäßig den Vorrang vor kollidierenden Rechtsgütern. Hierbei sei es zu vernachlässigen, dass die Äußerungen für den Betroffenen nachteilige Auswirkungen haben könnten. In der Regel seien auch solche Äußerungen zulässig. Etwas anderes gelte allerdings dann, wenn mit der Äußerung schwerwiegende Auswirkungen auf das Persönlichkeitsrecht verbunden seien. Insbesondere müsse eine öffentliche Stigmatisierung und soziale Ausgrenzung sowie das Entstehen einer Prangerwirkung nicht hingenommen werden.
 Im Gegensatz zur Rechtsprechung der oben genannten Gerichte aus Karlsruhe und Hamburg ist sich die weit überwiegende Zahl der Datenschützer aller Bundesländer einig, dass eine erhebliche Prangerwirkung auch bei der Online-Veröffentlichung der Verbandssanktionen zu befürchten ist. So könnten die Betroffenen auch in ihrem privaten und beruflichen Umfeld beispielsweise als „Schläger“ oder „Doper“ gebranntmarkt sein. Im Bereich der Spitzensportler, an deren sportlichen Werdegang auch ein öffentliches Interesse besteht, könnte dies noch 
hinzunehmen sein. Beim bloßen Freizeitkicker der 1. Kreisklasse stellt sich die Situation jedoch anders dar. Diese an sich unbekannten Sportler werden durch die Darstellung der Sanktionsveröffentlichung im Internet unfreiwillig aus dem Bereich der Anonymität in die Öffentlichkeit gedrängt und erlangen so einen gewissen Grad an persönlicher (negativer) Bekanntheit. Im Gegensatz zu Spitzensportlern wird in diesen Fällen das Informationsinteresse der Allgemeinheit nur sehr gering sein. Trotzdem wird der Name des bestraften Amateursportlers noch über Jahre hinaus im Internet abrufbar sein, denn – wie es eine allseits bekannte Redewendung ist - das Internet vergisst nie.
Fraglich ist, wie dieses Spannungsfeld zwischen Meinungsfreiheit und allgemeinem Persönlichkeitsrecht interessengerecht gelöst werden kann. Fest steht, dass es einer vereins- bzw. verbandsrechtlichen Regelung bedarf, damit die persönlichen Informationen über den Betroffenen bezüglich der verhängten Sanktion im Internet veröffentlicht werden dürfen. Aber welchen Anforderungen muss die Verbandsnorm genügen, damit die Veröffentlichung nicht rechtswidrig in die Persönlichkeitsrechte der „Sünder“ eingreift? 

In Abstimmung mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz Niedersachsen können Verbände unter Beachtung folgenden Kriterien rechtssicher Veröffentlichungen von sportgerichtlichen Entscheidungen vornehmen:

1. keine Veröffentlichung der Verbandsrechtsprechung unter Verwendung der Namen im öffentlich zugänglichen Internetbereich, wohl aber wegen der Abschreckungsfunktion in anonymisierter Form

2. Schaffung besonders zugangsgeschützter Bereiche im Internet, in denen die notwendigerweise zu veröffentlichenden Rechtsprechungstexte derjenigen Benutzergruppe zur Verfügung gestellt werden, die sie benötigt

3. Veröffentlichung in gedruckter Form im Verbands/Vereinsjournal

Verbände und Vereine, die diesen Anforderungen bei ihrer Normsetzung genügen, sind auf der datenrechtlich sicheren Seite und müssen etwaige Sanktionen durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz nicht fürchten. Für von der NADA verlangte Veröffentlichungen von Dopingsanktionen empfiehlt es sich darüber hinaus, mit dieser direkt in Kontakt zu treten und die Veröffentlichungsform abzustimmen.
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